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In Folge der weltweiten Krisen- und Kriegssituationen erhöht sich die Zahl der Flüchtlinge, 
die in der Schweiz Schutz suchen. Auffallend ist insbesondere die Zunahme an 
unbegleiteten Minderjährigen, die zum Teil nach jahrelanger Odyssee bei uns ankommen. 
Schweizweit hat sich der Anteil an Flüchtlingskindern von 2013 auf 2014 verdoppelt. Diese 
jungen Menschen haben einerseits aufgrund der UNO-Kinderrechtskonvention besondere 
Rechte, wie zum Beispiel das Recht auf Schulbesuch, sie sind aber auch besonders 
verletzlich, häufig traumatisiert und bedürfen deshalb spezieller, auf ihre Bedürfnisse 
zugeschnittene Betreuung.  

Der Kanton Basel-Stadt hat mit der Einrichtung eines Wohnheims für unbegleitete 
minderjährige Asylsuchende (WUMA) vor Jahren eine Vorreiterrolle bei der Betreuung von 
Flüchtlingskindern eingenommen. Das WUMA wurde als adäquates Angebot und 
Vorzeigemodell für die übrige Schweiz betrachtet.  

Infolge des starken Anstiegs der Zahl der UMA kann das WUMA nicht mehr alle jugendliche 
Asylsuchende aufnehmen, die dem Kanton Basel-Stadt zugewiesen werden. Zudem hat sich 
gezeigt, dass das Angebot des WUMA nicht für jeden Jugendlichen die geeignete Wohnform 
ist. 

Inzwischen wurden in anderen Kantonen flexiblere Lösungen für die Unterbringung und 
Betreuung von UMA angedacht, die auch für den Kanton Basel-Stadt prüfenswert sind.  

Im Kanton Bern werden die UMA nicht nur in Heimstrukturen, sondern auch in Pflegefamilien 
oder Wohngemeinschaften untergebracht. So können einerseits die Bedürfnisse einzelner 
Jugendlichen bedarfsgerecht berücksichtigt werden. Andererseits kann bei der Suche nach 
geeigneten Unterbringungsmöglichkeiten eine bessere Flexibilität gewährleistet werden, was 
angesichts der zunehmenden Anzahl von UMA von grosser Bedeutung ist. Eine zentrale 
Rolle spielt zudem die Koordination in der Betreuung der UMA. In Bern übernimmt diese 
Aufgabe eine Fachstelle: die Zentrum Bäreg GmbH, eine gemeinwohlorientierte Institution, 
die mit dem Migrationsamt des Kantons Bern eine Leistungsvereinbarung getroffen hat, 
koordiniert sämtliche Unterbringungs-, Bildungs-, Integrations-, Gesundheits- und 
Freizeitangebote (http://www.zentrumbaeregg.ch/index.html). 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir, der Regierung folgende Fragen zu stellen: 

1. Wie viele UMA sind zur Zeit im Kanton Basel-Stadt wohnhaft? Gibt es UMA, die im 
WUMA keinen Platz haben? Wie sieht die Prognose aus? 

2. Wo werden UMA untergebracht, wenn ihre Zahl die Anzahl Plätze im WUMA 
übersteigt? Wie wird diese Unterbringung finanziert? 

3. Ist der Schulbesuch für alle UMA möglich und garantiert? Hat es genügend Plätze in 
den Integrations- und Berufswahlklassen (IBK) des Zentrums für Brückenangebote? 
Gibt es andere, für die speziellen Bedürfnisse der UMA eingerichtete Angebote? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, für die Betreuung und Unterbringung von UMA zusätzlich 
zum WUMA neue Wege zu beschreiten und dafür entsprechende Fachpersonen 
beizuziehen?  

5. Ist der Regierungsrat bereit, die Koordination der Betreuung von UMA entweder selbst 
zu übernehmen oder einer Fachstelle mit dem entsprechenden Leistungsauftrag zu 
übertragen? 
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